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Kammerversammlung am 26. Oktober 2024

Die Delegierten der Kammerversamm-
lung treffen sich am 26. Oktober 2024 
zu ihrer 11. Sitzung in der 5. Wahlperio-
de. 31 Mitglieder sind anwesend, womit 
die Versammlung beschlussfähig ist.

Bericht aus dem Ministerium

Nach begrüßenden Worten durch Kam-
merpräsident Roman Rudyk beginnt die 
Sitzung wie gewohnt mit einem Bericht 
aus dem Ministerium. Susanne Pas-
sow gibt einen aktuellen Sachstand 
zu drei Themen, die derzeit bearbeitet 
werden: die notwendigen Anpassungen 
des HKG, die anwendungsorientierten 
Parcoursprüfungen sowie die Finanzie-
rung der fachpsychotherapeutischen 
Weiterbildung. Zu Letzterem werde der-
zeit eine gemeinsame Veranstaltung so-
wie gemeinsame Pressearbeit von PKN 
und Ministerium geplant. Im Bereich der 
HKG-Novelle, die in zwei Stufen ablaufen 
soll, arbeite man mit Hochdruck an der 
Neufassung der Wahlvorschriften für die 
PKN. Das Verfahren gehe zügig voran 
und die Ressortbeteiligung soll Anfang 
November gestartet werden. Für die 
zweite Stufe der Novellierung würden 
momentan Themen gesichtet und dis-
kutiert werden, u. a. auch Änderungsvor-
schläge der PKN. Für die anwendungs-
orientierten Parcoursprüfungen sei eine 
Änderung der Approbationsordnung als 
Übergangslösung erforderlich gewe-
sen, die am 1. November 2024 in Kraft 
tritt. Frau Passow dankt der PKN für die 
Unterstützung des Niedersächsischen 
Zweckverbandes zur Approbationsertei-
lung (NiZzA) bei der Durchführung der 
Prüfungen.

Bericht des Vorstands

Kammerpräsident Roman Rudyk er-
öffnet den Vorstandsbericht mit einer 

Darstellung der Aktivitäten im Bereich 
der fachpsychotherapeutischen Wei-
terbildung. Man befinde sich in zahlrei-
chen Beratungsgesprächen mit Praxen, 
Kliniken sowie Instituten, die Weiter-
bildungsstätte werden wollen. Mara 
Küster, in der Geschäftsstelle im Refe-
rat Weiterbildung tätig, gibt ergänzend 
einen Überblick über die Anzahl der 
bisher laufenden und abgeschlossenen 
Antragsverfahren und Beratungsleistun-
gen zur Zulassung als Weiterbildungs-
stätte. Roman Rudyk berichtet darüber 
hinaus über den regen Austausch auch 
auf anderen Ebenen, u. a. Politik und 
Studierende. Ein Kernthema ist zudem 
die Äquivalenz von Facharzt- und Fach-
psychotherapeutenstandard bezüglich 
Diagnostik, Indikationsstellung und 
Behandlung von psychisch Erkrankten. 
Durch die Reform der Psychotherapie-
ausbildung hätte der Berufsstand nun 
mittlerweile vergleichbare Aus- und 
Weiterbildungszeiten mit vergleichba-
rer Intensität wie in der Facharztausbil-
dung.

Andreas Kretschmar legt in seinem 
Bericht den Fokus auf die Strukturent-
wicklung für die Position eines leiten-
den Fachpsychotherapeuten in der Kli-
nik. Schwerpunkt sind dabei Tätigkeits-
profile und Empfehlungen zur tariflichen 
Eingruppierung.

Dr. Kristina Schütz referiert über die 
Bereichsweiterbildung, Mara Küster 
stellt dabei den Stand der ausgespro-
chenen Weiterbildungs-Zusatztitel in 
den Bereichen Klinische Neuropsy-
chologie, Systemische Therapie sowie 
Sozialmedizin vor. Dr. Schütz berichtet, 
dass das Curriculum Sozialmedizin wie 
geplant im November starten wird. 
Thema ist außerdem die neue Gremi-
enstruktur auf Bundesebene zur Wei-

terbildung, die schrittweise umgesetzt 
wird.

Jörg Hermann stellt die zahlreichen 
Termine mit verschiedenen Akteuren 
in Jugendhilfe und Erziehungsberatung 
vor, mit denen man zur Umsetzung der 
Weiterbildung im institutionellen Be-
reich im Austausch ist. Weitere Themen 
sind Extremismusprävention sowie das 
Curriculum „Klimakrise und psychische 
Gesundheit“ auf Bundesebene.

Kordula Horstmann berichtet, dass 
Niedersachsen ein Gesetz für die psy-
chosoziale Notfallversorgung (PSNV) 
bekommen soll. Darüber hinaus wird 
ein Landesbeirat für PSNV gegründet, 
in dem die PKN einen Sitz haben wird.

Götz Schwo-
pe schließt den 
Bericht des Vor-
standes mit ei-
ner Darstellung 
über die Ver-
netzungsarbeit 
mit Schulen und 
Erfahrungen mit 
der Terminser-
vicestelle.

Bericht der Geschäftsstelle

Gina Briehl, seit dem 1. April 2024 als 
Referentin für Kommunikation in der 
PKN tätig, beginnt den Bericht der Ge-
schäftsstelle mit einer Übersicht über 
die internen und externen Kommuni-
kationsleistungen der Kammer. Sie 
stellt u. a. dar, dass die Sichtbarkeit der 
Kammer bei Medien und Öffentlichkeit 
durch eine regelmäßige Pressearbeit in 
den vergangenen Monaten enorm ge-
steigert wurde. Außerdem liege der Fo-
kus in der Kommunikation auf der ste-

Götz Schwope hat die 
Sitzungsleitung inne. 
Foto: Gina Briehl
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tigen Weiterentwicklung der zentralen 
Kommunikationskanäle Newsletter und 
Website, um Mitgliedern, aber auch 
Ratsuchenden ein breites Informations-
angebot bieten zu können.

Geschäftsführerin Imke Sawitzky er-
gänzt den Bericht mit dem Ausblick 
auf laufende und kommende Digitali-
sierungsprojekte und die daraus resul-
tierenden Kosten. Im Mittelpunkt steht 
der Relaunch des internen Mitglieder-
Log-in-Bereichs. Das Onlinezugangs-
gesetz (OZG) macht dies erforderlich, 
darüber hinaus soll die Neuaufstellung 
des Bereichs den Mitgliedern aber auch 
mehr Möglichkeiten beim Führen ihrer 
Fortbildungskonten oder der Akkredi-
tierung von Veranstaltungen bieten. 
Ein weiterer Punkt ist das eLogbuch, 
bei dem die BPtK das Projektmanage-
ment übernommen hat, nachdem alle 
Landeskammern eine Vereinbarung zur 
Zusammenarbeit unterzeichnet haben. 
Das Projekt ist im Oktober dieses Jah-
res gestartet.

Anträge

Es stehen wieder einige Änderungsan-
träge auf der Tagesordnung, welche die 
Wahlordnung, die Weiterbildungsord-
nung PP/KJP sowie die Kostenordnung 
betreffen. Alle Anträge wurden einstim-
mig angenommen.

Wahlordnung
Um auch den Approbierten nach § 2 
des Psychotherapeutengesetzes vom 

15.11.2019 (BGBl. S. 1604) die Wahl 
zu ermöglichen, hat das Ministerium 
einen Erlass verfasst, mit dem appro-
bierte Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten nach neuem Recht 
der Berufsgruppe der Psychologischen 
Psychotherapeutinnen und Psychologi-
schen Psychotherapeuten angehören. 
Die Wahlordnung der PKN muss dahin-
gehend angepasst werden.

Weiterbildungsordnung PP/KJP und 
Kostenordnung
Um eine Anpassung an die geänder-
te Muster-Weiterbildungsordnung auf 
Bundesebene unter Berücksichtigung 
des Niedersächsischen HKG zu erlan-
gen, wird eine Neufassung der Wei-
terbildungsordnung PP/KJP beantragt. 
Des Weiteren werden die Weiterbil-
dungsbereiche „Spezielle Schmerzthe-
rapie“ und „Spezielle Psychotherapie 
bei Diabetes“ aufgenommen.

Aufgrund der Neufassung der WBO PP/
KJP sind Änderungen in den Leistungs-
beschreibungen der Kostenordnung er-
forderlich.

Ausschuss- und Kommissionsar-
beit

Zunächst berichtet der Finanzaus-
schuss über seine Tätigkeiten, bevor 
Imke Sawitzky den Haushaltsplan 2025 
vorstellt. Dieser wird von den Delegier-
ten einstimmig verabschiedet.

Es folgen weitere kurze Berichte aus 
den Ausschüssen und Kommissionen. 
Für den Ausschuss Berufsordnung und 
Berufsethik war das Thema „Vertretung 
im Verhinderungsfall“ sehr präsent – es 
wurde überlegt, wie dieser Aspekt pa-
tientengerecht und öffentlichkeitswirk-
sam kommuniziert werden könnte. Die 
Kommission Angestellte beschäftigt 
sich zuletzt viel mit der tariflichen Ver-
gütung. In der Kommission Nachwuchs-
förderung ist man erfreut über die rege 
Teilnahme an der Begrüßungsveranstal-
tung für PiA und Neuapprobierte Ende 
September. Außerdem sei die künftige 
Einbindung von Psychotherapeut*innen 
in Weiterbildung (PtW) ein Thema. Die 
Klima-Kommission berichtet über den 
Hitzeworkshop im Juni sowie die Fra-
gestellung der nachhaltigen Praxisfüh-
rung.

Die Sitzung wird mit Bekanntgabe des 
nächsten Termins zur konstituierenden 
Kammerversammlung am 26. April 
2025 geschlossen, zu der die im März 
2025 gewählten Delegierten in neuer 
Konstellation zusammenkommen wer-
den.

Kammertag: Wie gelingt sektorenübergreifende Vernetzung?

Der diesjährige Kammertag im Vorfeld 
der Kammerversammlung stand un-
ter dem Titel „Sektorenübergreifende 
psychotherapeutische Versorgung“. 
Kammerpräsident Roman Rudyk leitete 
den Tag ein und moderierte die Veran-
staltung, um gemeinsame Fäden der 
Referierenden aufzugreifen. Mehrere 
Impulsvorträge gaben Einblicke in die 
psychotherapeutische Arbeit sowie 
Chancen und Barrieren der Vernetzung 
der unterschiedlichen Versorgungsbe-

reiche. Kristof Hückstädt stellte seine 
Arbeit in der stationären Akutpsychiat-
rie vor, Dominik Derer die in der ambu-
lanten Versorgung Erwachsener, Götz 
Schwope knüpfte mit der ambulanten 
Versorgung Kinder und Jugendlicher 
an, Jörg Hermann bildete den institu-
tionellen Bereich ab und zuletzt gab 
Daniel Nowik einen Überblick über die 
Medizinische Rehabilitation. In der an-
schließenden Diskussion zeigte sich, 
dass die sektorenübergreifende Vernet-

zung insbesondere in der Behandlung 
suchtkranker Patient*innen gelingt. 
Insgesamt konnte mit den Impulsvor-
trägen das gegenseitige Verstehen der 
unterschiedlichen Sektoren gefördert 
werden. Gleichzeitig waren sich alle 
Teilnehmenden einig, dass auch die 
beste Vernetzung kein Heilmittel für 
eine Mangelversorgung und gesamtge-
sellschaftliche Probleme sein kann.

Antragsabstimmung� Foto: Gina Briehl
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Der Vorstand zum Gespräch bei Gesundheitsminister Dr. Andreas Philippi

Ende August traf sich der Vorstand zum 
politischen Austausch mit dem nie-
dersächsischen Minister für Soziales, 
Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung, 
Dr. Andreas Philippi. Zentrales Thema 
des Treffens waren die Umsetzung 
und ausbleibende Finanzierung der 
fachpsychotherapeutischen Weiterbil-
dung – ein Thema, was dem Vorstand 
derzeit große Sorgen bereitet. Denn 
gelingt die Umsetzung nicht, hängt 
die gesamte zukünftige psychothera-
peutische Versorgung am seidenen 
Faden. Die Finanzierungslücke müsse 
dringend geschlossen und in den Nach-
wuchs investiert werden, so der Vor-
stand. Der Minister bekräftigte seine 
Unterstützung für die Forderungen der 
PKN: Es sei wichtig, dass Ministerium 
und PKN an einem Strang ziehen und 
sich gemeinsam für ein bedarfsgerech-
tes Weiterbildungsangebot einsetzen. 
Im Bundesrat habe man dazu einen 
ersten Impuls gesetzt. Man nehme im 
Ministerium genau zur Kenntnis, dass 
die vorgesehenen Gesetzesänderun-

gen auf Bundesebene nicht ausreichen, 
um Weiterbildungsstellen in Praxen, 
Weiterbildungsambulanzen und Klini-
ken sicherzustellen. Hierfür bedürfe es 
seitens des Bundes eine klare Aussage, 
wie die Finanzierung in den kommen-
den Jahren aufgestellt werden soll. Es 
wurde außerdem festgelegt, im kom-

menden Jahr ein „Weiterbildungssym-
posium“ für Kliniken und weitere Ein-
richtungen zu realisieren.

Der Vorstand hat den Austausch als 
sehr konstruktiv empfunden und be-
dankt sich beim Minister für die gute 
Zusammenarbeit.

Institutionelle Weiterbildung in der Jugendhilfe

Am 15. August 2024 hat auf Einladung 
der PKN ein weiteres Informationsge-
spräch zur Möglichkeit der fachpsycho-
therapeutischen Weiterbildung im insti-
tutionellen Bereich der Jugendhilfe mit 
dem Landesjugendamt stattgefunden. 
Unterstützt durch Frau Küster aus der 
Geschäftsstelle unterrichtete Vizeprä-

sident Jörg Hermann die Leiterin des 
Landesjugendamts, Silke Niepel, und 
Bernd Herzig, den stellvertretenden 
Leiter des Teams „Hilfen zur Erziehung, 
Schutz von Kindern und Jugendlichen 
in Einrichtungen“ über den aktuellen 
Stand und die geplante Umsetzung der 
Weiterbildung.

Die Initiative des Berufsstands und der 
Kammern, einen Teil der Weiterbildung 
auch in der Jugendhilfe absolvieren zu 
wollen, wurde dabei ausdrücklich be-
grüßt und Unterstützung angeboten. 
Besonders die Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen sowie deren Eltern, bei 
denen auch psychische Erkrankungen 
diagnostiziert wurden, stellen eine He-
rausforderung für die pädagogische Ar-
beit dar, bei der psychotherapeutische 

Kompetenz sowohl für die Arbeit mit 
den Klient*innen selbst als auch zur Un-
terstützung der pädagogischen Teams 
als notwendig erachtet wird. Die Pro-
fession wird dabei als Leistungserbrin-
ger im gruppenergänzenden und -über-
greifenden Angebotsbereich gesehen.

Die Vertreter*innen des Landesjugend-
amts schlugen vor, zu einer Veranstal-
tung relevante niedersächsische Träger 
der ambulanten und stationären Ju-
gendhilfe und die PKN einzuladen, um 
einen Austausch zu konkreten Fragen 
zu ermöglichen, eine Weiterbildungs-
stätte zu werden. Dieser Vorschlag 
wurde von Jörg Hermann dankend an-
genommen.

Der PKN-Vorstand mit Gesundheitsminister Dr. Andreas Philippi � Foto: Gina Briehl

Jörg Hermann, Silke Niepel und  
Bernd Herzig (v. l. n. r.) � Foto: Gina Briehl
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Wahl zur Kammerversammlung der Psychotherapeutenkammer Niedersachsen im 
Jahr 2025, Wahlausschreiben des Wahlleiters nach § 15 der Wahlordnung (WO-
PKN)

Hinweis:

Das folgende Wahlausschreiben er-
geht aus redaktionellen Gründen vor 
Schließung der Wählerverzeichnisse. 
Es steht unter dem Vorbehalt, dass 
sich aus den Mitgliederzahlen, die bei 
Schließung der Wählerverzeichnisse 
festgestellt werden, keine Änderung 
der Anzahl der zu wählenden Mitglie-
der ergibt. Sollte das der Fall sein, er-
geht rechtzeitig ein weiteres Wahlaus-
schreiben.

Im März 2025 wird die Wahl zur Ver-
sammlung der Psychotherapeutenkam-
mer Niedersachsen stattfinden. Hiermit 
möchte ich Sie mit dem weiteren Ab-
lauf der Wahl vertraut machen.

I.

Die Wählerverzeichnisse werden An-
fang Dezember 2024 geschlossen. Die 
Anzahl der zu wählenden Mitglieder der 
Kammerversammlung stellt sich wie 
folgt dar:

Es sind gemäß § 20 Absatz 3 des Nie-
dersächsischen Kammergesetzes für 
die Heilberufe (HKG), § 3 Absatz 1 WO-
PKN 41 Mitglieder (§ 20 Absatz 3 Sät-
ze 1 und 2 HKG) zu wählen.

Davon gehören

29 Mitglieder zur Berufsgruppe der Psy-
chologischen Psychotherapeutinnen 
und Psychologischen Psychotherapeu-
ten (PP) sowie Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten (PT)

und

12 Mitglieder zur Berufsgruppe der Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeu-
tinnen und Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten (KJP).

Nach einem Erlass des Niedersächsi-
schen Ministeriums für Soziales, Arbeit, 
Gesundheit und Gleichstellung vom 

24. Juni 2024 gehören Psychotherapeu-
tinnen und Psychotherapeuten (PT) mit 
einer Approbation nach § 2 des Psycho-
therapeutengesetzes vom 15.11.2019 
(BGBl. S. 1604) in der jeweils geltenden 
Fassung der Berufsgruppe der Psycho-
logischen Psychotherapeutinnen und 
Psychologischen Psychotherapeuten 
(PP) an, soweit sie nicht zusätzlich über 
eine Approbation als Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeutin oder Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeut 
(KJP) verfügen.

II.

Bewerberinnen und Bewerber um ei-
nen Sitz in der Kammerversammlung 
können sich nicht direkt selbst zur Wahl 
stellen, sondern müssen von wahlbe-
rechtigten Kammermitgliedern vorge-
schlagen werden.

Diese Wahlvorschläge müssen bis zum

23. Januar 2025, 16.00 Uhr

bei mir, dem Wahlleiter, unter der An-
schrift der Kammer eingereicht werden. 
Wahlvorschläge, die nach diesem Ter-
min eingehen, können nicht zugelassen 
werden.

Bitte übersenden Sie die Wahlvorschlä-
ge rechtzeitig, damit möglicherweise 
aufgetretene Mängel beseitigt werden 
können.

Zur Sicherheit empfehle ich, die Un-
terlagen parallel zum Postweg einge-
scannt per E-Mail an wahlen@pknds.de 
zu senden.

III.

Um zur Wahl zugelassen zu werden, 
müssen die Wahlvorschläge folgende 
Bedingungen erfüllen:

Weil die Gruppe der PP/PT und die der 
KJP in gesonderten Wahlgängen ihre 
eigenen Vertreterinnen und Vertreter 

in die Kammerversammlung wählen, 
müssen die Wahlvorschläge für jede 
Berufsgruppe gesondert eingereicht 
werden. Bewerberinnen und Bewerber 
einer Berufsgruppe können dabei nur 
von Wahlberechtigten dieser Berufs-
gruppe vorgeschlagen werden.

Ein Wahlvorschlag enthält entweder 
eine Einzelbewerberin oder einen Ein-
zelbewerber (Einzelwahlvorschlag) oder 
eine Liste von Bewerberinnen und Be-
werbern (Listenwahlvorschlag). Auf den 
Listen müssen die zur Wahl stehenden 
Personen in erkennbarer Reihenfolge 
verzeichnet sein. Auf jedem Wahlvor-
schlag müssen

Familienname,
Vorname,
akademischer Grad,
Berufsgruppe,
Ort der Berufsausübung

der Bewerberinnen und Bewerber ent-
halten sein.

Ein Listenwahlvorschlag muss eine 
Kurzbezeichnung als Überschrift ent-
halten, die nicht länger als fünf Wörter 
sein darf.

Eine Bewerberin oder ein Bewerber 
darf nur für die Berufsgruppe kandi-
dieren, in deren Wählerverzeichnis sie 
oder er eingetragen ist, und darf nur in 
einem Wahlvorschlag benannt werden.

Die Bewerberin oder der Bewerber 
muss schriftlich der Kandidatur zustim-
men. Die entsprechende Zustimmungs-
erklärung muss dem Wahlvorschlag im 
Original beigefügt werden.

Jeder Wahlvorschlag – ob Einzelwahl-
vorschlag oder Listenwahlvorschlag 
– muss von mindestens zehn Wahlbe-
rechtigten, den sogenannten Unterstüt-
zerinnen und Unterstützern unterschrie-
ben sein. Diese Personen müssen in 
derselben Berufsgruppe wahlberech-
tigt sein wie die Bewerberinnen und 
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Bewerber. Die Unterstützerinnen und 
Unterstützer müssen zusätzlich zu ih-
rer Unterschrift ihren Familiennamen, 
Vornamen und ihre Anschrift angeben. 
Unterschrift und Angaben können auf 
dem Wahlvorschlag selbst (z. B. Rück-
seite) oder auf einem gesonderten Blatt 
(unter Hinweis auf den unterstützten 
Wahlvorschlag) verzeichnet sein und 
müssen zusammen mit dem Wahlvor-
schlag eingereicht werden. Jede Unter-
stützerin oder jeder Unterstützer darf 
nur einen Wahlvorschlag unterzeich-
nen; hat eine Unterstützerin oder ein 
Unterstützer mehrere Wahlvorschläge 
unterschrieben, so sind alle Unterschrif-
ten ungültig.

Zu jedem Wahlvorschlag gibt es eine 
Vertrauensperson, die zur Abgabe von 
Erklärungen gegenüber mir, dem Wahl-
leiter, und dem Wahlausschuss berech-
tigt ist. Vertrauensperson für den jewei-
ligen Wahlvorschlag ist – wenn nicht an-
ders angegeben – diejenige oder derje-
nige, die oder der den Wahlvorschlag an 
der ersten Stelle unterzeichnet hat; die 
oder der an zweiter Stelle unterzeichnet 
hat, ist stellvertretende Vertrauensper-
son. Es kann aber auch eine andere 
Vertrauensperson oder Stellvertreterin 
oder Stellvertreter aus dem Kreise der 
Unterstützerinnen und Unterstützer be-
nannt werden.

Wird in einer Berufsgruppe kein (gülti-
ger) Wahlvorschlag eingereicht, findet 
für diese Berufsgruppe keine Wahl 
statt.

Über die Zulassung der Wahlvorschläge 
entscheidet der Wahlausschuss in sei-
ner öffentlichen Sitzung am 24. Januar 
2025. Hier wird auch die Reihenfolge 
der Wahlvorschläge auf den Stimmzet-
teln durch das Los bestimmt.

Die entsprechenden Formulare (Be-
werberinnenerklärung/Bewerbererklä-
rung, Liste der Unterstützerinnen und 
Unterstützer, Wahlvorschlag Liste PP/
PT sowie Wahlvorschlag Liste KJP) und 
die Wahlordnung der PKN finden Sie 
auf unserer Homepage www.pknds.de 
unter „Kammerwahl 2025“. Ebenfalls 
finden Sie hier genauere Informationen 
über die Möglichkeit des Versands von 

Wahlinformationen (Wahlwerbung). 
Gemäß § 19 f WO-PKN haben die Wahl-
berechtigten ein Widerspruchsrecht, 
falls sie keine Wahlinformationen der 
Bewerberinnen und Bewerber erhal-
ten wollen. Wenn Sie von dem Wider-
spruchsrecht Gebrauch machen wollen, 
schreiben Sie bitte eine diesbezügliche 
Mitteilung bis zum 15. Januar 2025 mit 
Ihrem Namen und Ihrer Mitgliedsnum-
mer an wahlen@pknds.de.

Die folgenden Informationen betreffen 
den Wahlvorgang selbst. Sie werden 
hier pflichtgemäß aufgeführt und Ihnen 
zusammen mit den Wahlunterlagen 
noch einmal zugesandt.

IV.

Die Wahl erfolgt nach den Grundsätzen 
der Verhältniswahl. Wahlberechtigt ist 
jede oder jeder Kammerangehörige, die 
oder der in ein Wählerverzeichnis ein-
getragen ist und nicht vom Wahlrecht 
ausgeschlossen ist.

Das Verfahren der Stimmabgabe ist in 
§ 24 WO-PKN festgelegt. Diese Vor-
schrift hat den Wortlaut:

§ 24

(1)	 Die Wahl wird als Briefwahl durch-
geführt.

(2)	 Ist auf dem Stimmzettel mehr als ein 
Wahlvorschlag aufgeführt, so hat 
jedes wahlberechtigte Kammermit-
glied nur eine Stimme. Zur Stimm-
abgabe kennzeichnet die Wählerin 
oder der Wähler auf dem Stimmzet-
tel die Bewerberin oder den Bewer-
ber, dem sie ihre oder dem er seine 
Stimme geben will, durch ein Kreuz 
oder in sonst erkennbarer Weise. 
Die Wählerin oder der Wähler ist 
nicht an die Reihenfolge, in der die 
Bewerberinnen und Bewerber in-
nerhalb eines Wahlvorschlages auf-
geführt sind, gebunden.

(3)	 Ist auf dem Stimmzettel nur ein 
Wahlvorschlag genannt, so hat jede 
Wahlberechtigte oder jeder Wahlbe-
rechtigte so viele Stimmen, wie Mit-
glieder der Kammerversammlung 

aus ihrer bzw. seiner Berufsgruppe 
zu wählen sind. Zur Stimmabgabe 
kennzeichnet die Wählerin oder der 
Wähler die Bewerberinnen oder Be-
werber, denen sie ihre oder denen 
er seine Stimme geben will, durch 
jeweils ein Kreuz oder in sonst er-
kennbarer Weise. Absatz 2 Satz 3 
gilt entsprechend.

(4)	 Es ist nicht zulässig, weitere Ver-
merke in den Stimmzettel einzutra-
gen.

(5)	 Werden die Namen von mehr Be-
werberinnen oder Bewerbern mit 
Stimmabgabevermerken versehen, 
als die Wählerin oder der Wähler 
abzugeben berechtigt ist, so ist die 
Stimmabgabe ungültig.

(6)	 Die Wählerin oder der Wähler legt 
den entsprechend Abs. 2 bzw. 
Abs. 3 gekennzeichneten Stimm-
zettel in den inneren Briefumschlag 
und verschließt diesen. Der Brief-
umschlag darf keine Kennzeichen 
haben, die auf die Person der Wäh-
lerin oder des Wählers schließen 
lassen.

(7)	Die Wählerin oder der Wähler un-
terschreibt die Erklärung auf dem 
Wahlausweis unter Angabe des Or-
tes und des Datums.

(8)	 Die Wählerin oder der Wähler legt 
den verschlossenen inneren Brief-
umschlag und den unterschriebe-
nen Wahlausweis in den äußeren 
Briefumschlag, verschließt diesen, 
versieht ihn auf der Rückseite mit 
den Absenderangaben und über-
sendet diesen Brief (Wahlbrief) auf 
ihre bzw. seine Kosten der Wahllei-
terin oder dem Wahlleiter.

(9)	 Der Wahlbrief muss spätestens um 
16.00 Uhr des Tages, an dem die 
Wahlzeit endet, der Wahlleiterin 
oder dem Wahlleiter zugegangen 
sein.

Das bedeutet zusammengefasst:

	� Mehr als ein Wahlvorschlag auf dem 
Stimmzettel (Absatz 2): nur ein 
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Geschäftsstelle

Leisewitzstraße 47
30175 Hannover
Tel.: 0511/850304–30
Fax: 0511/850304–44
info@pknds.de
www.pknds.de

Bekanntmachungen

Satzungs- und Ordnungsänderungen

Die Kammerversammlung der Psychotherapeutenkammer Niedersachsen hat in der Sitzung am 26. Oktober 2024 folgende Ordnungsände-
rungen bzw. Neufassungen beschlossen:

	� Wahlordnung der Psychotherapeutenkammer Niedersachsen

	� Weiterbildungsordnung für psychologische Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeutinnen und -psychotherapeuten der Psychotherapeutenkammer Niedersachsen

	� Kostenordnung der Psychotherapeutenkammer Niedersachsen

Die Ordnungsänderungen bzw. Neufassungen treten am Tag nach der Veröffentlichung auf www.pknds.de in Kraft. Die Ordnungsänderungen 
bzw. Neufassungen werden nicht im Psychotherapeutenjournal abgedruckt.

Hannover, den 26.10.2024
Roman Rudyk

Präsident

Kreuz für eine Kandidatin oder einen 
Kandidaten.

	� Nur ein Wahlvorschlag auf dem 
Stimmzettel (Absatz 3): so viele 
Kreuze, wie Mitglieder aus der Be-
rufsgruppe in die Versammlung ge-
wählt werden sollen.

	� Pro Kandidatin oder Kandidat darf es 
nur ein Kreuz geben.

	� Keine Bindung an eine Reihenfolge.

	� Nur den Stimmzettel in den inneren 
Briefumschlag stecken. Der innere 
Briefumschlag muss anonym blei-
ben und darf nicht beschriftet wer-
den.

	� Der unterschriebene Wahlausweis 
und der innere Umschlag kommen 
in den äußeren Umschlag.

	� Absenderin oder Absender und Post-
wertzeichen nur auf dem äußeren 
Umschlag vermerken.

Alles andere führt regelmäßig zur Un-
gültigkeit der Stimmabgabe.

Die Wahlbriefe müssen bei mir, dem 
Wahlleiter, (Anschrift wie Kammer) 
bis zum 4. März 2025, 16.00 Uhr ein-
gegangen sein.

Zu spät eingehende Wahlbriefe können 
nicht berücksichtigt werden.

Sollten Sie weitere Fragen haben, ru-
fen Sie bitte die Geschäftsstelle der 
Kammer an oder schreiben eine E-Mail 
an wahlen@pknds.de, insbesondere, 
wenn es um die Zusendung von Unter-
lagen oder Formblättern geht.

Mich können Sie über die Geschäfts-
stelle der Psychotherapeutenkam-
mer Niedersachsen, Leisewitzstraße 
47, 30175 Hannover und unter der Mo-
bilfunknummer

� 0171 / 3638550

erreichen.

Mit freundlichen Grüßen

gez. Günter Heiß
(Wahlleiter)
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